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In ihren Produkten scheitert die Wirtschaftsdidaktik 
gelegentlich an ihren eigenen Prinzipien. So schreibt z. 
B. das „Kerncurriculum Ökonomische Bildung“ vor, 
dass bei der Gestaltung eines Systems sozialer Siche-
rung Individual- und Subsidiaritätsprinzip Vorrang vor 
Sozial- und Solidaritätsprinzip haben (Kaminski 2001, 
18). Ähnlich normativ belehrt das Schulbuch „oec. Öko-
nomie“ über die Sozialpolitik: Aus dem demografischen 
Wandel „resultiert (...) die Notwendigkeit des grundle-
genden Umbaus der bestehenden sozialen Siche-
rungssysteme. (...) Wenn in Zukunft auf einen Arbeit-
nehmer ein Rentner kommt, wird deutlich, dass die 
über Jahrzehnte angewachsenen Systeme nicht länger 
aufrechtzuerhalten sind“ (Kaminski 2005, 408, 410). 
Dieses Schulbuch verkündet den Schülerinnen, „dass 
sich der Charakter des ‚Sicherungsnetzes’ vom ur-
sprünglichen Gedanken der Grundsicherung immer 
weiter entfernt hat, mit z.T. verheerenden Folgen“ (S. 
409) „Fehlerhaft konstruierte Sicherungssysteme führen 
dazu, dass problematische Verhaltensweisen gefördert 
werden. Arbeitslosenversicherung und Sozialhilfe soll 
Bedürftige unterstützen. Ein Umbau muss in dieser 
Richtung erfolgen. Der Begriff vom ‚sozialen Kahl-
schlag’ führt in diesem Zusammenhang in die Irre (...)“ 
(S. 410). Auch die richtige Lösung der Probleme teilt 
man den Schülerinnen mit: „(...) angesichts der ökono-
mischen Rahmenbedingungen muss eine Rückbesin-
nung auf das Kernstück der sozialen Marktwirtschaft 
erfolgen“ (ebd.), das sind Eigenverantwortung, Eigenini-
tiative und Subsidiaritätsprinzip.  
Auch im Schulbuchkapitel zur sozialen Marktwirtschaft 
geht es um die Frage „Was heißt ‚sozial’?“. Die Antwor-
ten finden die Schülerinnen in zwei Artikeln aus dem 
Handelsblatt, die beide die Position der politischen 
Initiative „Neue Soziale Marktwirtschaft“ vertreten. Ihre 
Kernsätze lauten: „Der Sozialstaat ist (..) bei uns (...) zu 
einem Wohlfahrtsstaat geworden, der die Menschen 
bevormundet, ihnen immer mehr Lasten aufbürdet und 
immer weniger Gestaltungsmöglichkeiten lässt“; „Mül-
ler-Armack plädierte für das Subsidiaritätsprinzip: Kol-
lektive Vorsorge für das Alter sei nur dann begründbar,                                                         1 Dieser Text ist zuerst erschienen in Günther Seeber (Hrsg.) 
(2006): Die Zukunft der sozialen Sicherung – Herausforderungen 
für die ökonomische Bildung. Bergisch Gladbach: Verlag Thomas 
Hobein, Inh. Thomas Stratenwerth, S. 27-50. Wir danken dem 
Verleger für die freundliche Genehmigung zum Wiederabdruck 
des Beitrags. 
wenn die Bürger zur Eigenvorsorge nicht in der Lage 
sind“ (Kaminski 2005, 106, 105).  
Diese Produkte praktizierter Wirtschaftsdidaktik leiden 
unter einem Syndrom aus Glaubensgewissheit und 
Sendungsbewusstsein. Sie verkörpern den Glauben an 
eindeutige Prinzipien und beste Lösungen, sie geben 
vor, genau zu wissen, welche das sind, und meinen, 
Schülerinnen davon überzeugen zu müssen. Kurz: 
Wirtschaftsdidaktik macht hier mit Curriculum und 
Schulbuch Politik. Damit verletzt sie das Überwälti-
gungsverbot, ignoriert den Pluralismus der sozial-
wissenschaftlichen Positionen und missachtet deshalb 
auch die Prinzipien Wissenschaftsorientierung und 
Kontroversität (vgl. Gagel 2005, Hedtke 2002). Denn 
die wirtschaftsdidaktische Glorifizierung von Individuali-
täts- und Subsidiaritätsprinzip entspricht zwar dem 
volkswirtschaftlichen Mainstream, ignoriert aber zu-
gleich eine Reihe von gegenläufigen Theorien und 
empirischen Befunden der international vergleichenden 
Sozialpolitikforschung (in der Ökonomik siehe z.B. Lin-
dert 2004; in der Politologie siehe z.B. Scharpf 2001, 
Estevez-Abe/Iversen/Soskice 2001, Korpi & Palme 
2004; in der Soziologie siehe z.B. Alber 2001). Wirt-
schaftsdidaktisch konstruiert man eine Eindimensionali-
tät und Einseitigkeit, die es in den Bezugsdisziplinen so 
gar nicht gibt. Das zeigen wir im Folgenden exempla-
risch an der Debatte um die Regulierung der kapitalge-
deckten Alterssicherung innerhalb der Wirtschaftswis-
senschaft.  
Dazu greifen wir drei sozialpolitische Paradigmen und 
ihnen korrespondierende Konzepte kapitalgedeckter 
Alterssicherung als Exempel auf. Wir zeigen, dass hin-
ter den verschiedenen Vorschlägen für die Regulierung 
kapitalgedeckter Rentensysteme unterschiedliche sozi-
alpolitische Paradigmen stehen. Drei dieser Paradig-
men greifen wir auf; man kann sie neoliberaler Volunta-
rismus, sozialer Liberalismus und sozialdemokratischer 
Kollektivismus nennen.  
Diese drei Paradigmen kann man drei Gerechtigkeits-
konzeptionen zuordnen, die der Sozialpolitikphilosoph 
Kersting (2000, 46 ff.) unterschieden hat:  
1. Struktur-Egalitarismus,  
2. Ressourcen-Egalitarismus,  
3. Wohlfahrts-Egalitarismus.  
In der Regulierungsdebatte bezieht man sich explizit 
oder implizit auf drei Haupttypen von Akteurinnen: 
1. traditioneller Homo oeconomicus 
2. Homo oeconomicus mit beschränkter Rationalität, 
und 
3. Homo reciprocans, der sich reziprok zu anderen 
Akteurinnen verhält. 
Wir wollen im Folgenden zeigen, wie die unterschiedli-
chen sozialpolitischen Paradigmen und Akteurstypen 
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zu unterschiedlichen Lösungen für die institutionelle 
Gestaltung kapitalgedeckter Rentensysteme führen. 
Dies verdeutlichen wir exemplarisch und kurz an drei 
zentralen Problemen kapitalgedeckter Rentensysteme:  
1. das Problem, dass viele private Akteurinnen kurz-
sichtig und unter mangelnder Selbstkontrolle entschei-
den, wenn es um die Vorsorge geht, die ihnen den 
Erhalt ihres bisherigen Lebensstandards im Alter si-
chern soll (kurz: das Problem der Myopie); 
2. das Problem, dass die Volatilität der Kapitalmärkte 
die geplante individuelle Rentenleistung massiv beein-
trächtigen kann (kurz: das Problem der Volatilität); 
3. das Problem, dass viele Vorsorgekunden inferiore 
Versicherungsprodukte und inferiore Versicherungsan-
bieter auswählen (kurz: das Problem der Inferiorität). 
Wir skizzieren also am Beispiel der kapitalgedeckten 
Rentenversicherung drei konkrete Versicherungsprob-
leme, drei sozialpolitische Paradigmen, drei Gerechtig-
keitsbegriffe und drei Akteursmodelle. 
Wozu beschäftigen wir uns mit diesem Themenkom-
plex? Wir wollen zeigen, wie Wirtschaftsdidaktik und 
ökonomische Bildung durch eine bessere Wissen-
schaftsorientierung besser werden können. Die fachli-
che und politische Diskussion, welches Prinzip – Kapi-
taldeckung oder Umlagefinanzierung – und welches 
konkrete Konzept vorzuziehen ist, interessiert uns hier 
nur als Exempel für die Wissenschaftsorientierung in 
der Wirtschaftsdidaktik. Wir plädieren nicht für ein Pa-
radigma oder ein Akteursbild oder ein Rentensystem. 
Wir erörtern auch nicht, wie man dies alles inhaltlich 
und methodisch als Thema für die ökonomische Bil-
dung aufschließen kann.  
1 Fachwissenschaftliche Kontroversen um die 
Regulierung kapitalgedeckter Alterssiche-
rungspläne 
Die internationale wirtschaftswissenschaftliche Literatur 
zur Frage der angemessenen Regulierung kapitalge-
deckter Rentensysteme ist von erheblicher Kontroversi-
tät geprägt. Diese entzündet sich zum einen an der 
Frage, wie das Verhalten des durchschnittlichen Versi-
cherungsnehmers korrekt abgebildet wird (Akteursmo-
dell). Zum anderen ist umstritten, welche Wohlfahrts-
wirkungen grundlegende Institutionen wie Markt, Wett-
bewerb, Staat und Monopol in diesem Politikfeld zeiti-
gen und welche Intensität und Form die Regulierung 
von Märkten für Altersvorsorgekapital annehmen soll 
(Ordnungspolitisches Ideal). Man diskutiert u.a. die 
folgenden drei konkreten Problemstellungen: 
1) Wie soll staatliche Regulierung mit dem möglichen 
Problem von Kurz-sichtigkeit und mangelnder 
Selbstkontrolle bezüglich der privaten Vorsorge für 
den Erhalt des bisherigen Lebensstandards im Alter 
umgehen? 
2) Wie soll staatliche Regulierung mit dem möglichen 
Problem der Volatilität auf Kapitalmärkten und deren 
Folgen für das Niveau der Renten umgehen? 
3) Wie soll politische Regulierung mit dem möglichen 
Problem der Auswahl inferiorer Versicherungsanbie-
ter durch die Vorsorgekunden umgehen? 
Die hier herrschende Kontroversität lässt sich unter 
Rückgriff auf Webers Konzept der Idealtypenbildung 
(Weber 1949, 90) auf drei normative Paradigmen redu-
zieren, die man als „Neoliberaler Voluntarismus“, „Sozi-
aler Liberalismus“ und „Sozialdemokratischer Kollekti-
vismus“ bezeichnen kann. Der Neoliberale Voluntaris-
mus geht davon aus, dass ein konventionell regulierter 
Wettbewerbsmarkt auch im Bereich privater Altersvor-
sorge aus sich selbst heraus sozial vorteilhafte Ergeb-
nisse generiert (z.B. Homburg 1997; Littlewood 1998). 
Der Soziale Liberalismus vertritt hingegen die Position, 
dass Märkte für private Alterssicherung einer zusätzli-
chen sozialen Prägung durch den Staat bedürfen, so-
dass sozial regulierte Märkte entstehen (z.B. Sunstein 
& Thaler 2003; James 2005). Dagegen ist der Sozial-
demokratische Kollektivismus überzeugt, dass Wettbe-
werb sowie individuelle Wahlfreiheit und damit der 
Markt als solcher in diesem Politikfeld aus Effizienz- 
und Legitimitätsgründen besser beseitigt werden soll-
ten, und zwar zugunsten eines öffentlichen Monopols 
auf nationaler Ebene (z.B. Modigliani & Muralidhar 
2004) bzw. zugunsten mehrerer korporatistischer Mo-
nopole auf sektoraler Ebene (wie in den Niederlanden). 
Die divergierenden ideellen Grundorientierungen der 
drei Idealtypen lassen sich mit Hilfe von drei differenten 
idealtypischen Gerechtigkeitskonzeptionen erfassen, 
die Kersting (2000, 46 ff.) herausgearbeitet hat. 
1.1 Neoliberaler Voluntarismus 
Der Neoliberale Voluntarismus folgt dem Prinzip des 
Strukturegalitarismus (Kersting 2000, 46), dessen egali-
täre Ambitionen sich auf die Herstellung einer für alle 
Individuen gleich gültigen, verlässlichen Rechtsordnung 
beschränken, die es ihnen ermöglicht, ohne staatliche 
Bevormundung ihrer Freiheit nachzugehen, solange sie 
dabei nicht die Freiheitsrechte anderer verletzen. Un-
terschiede hinsichtlich des realiter zwischen den Indivi-
duen divergierenden Vermögens, ihre rechtliche Frei-
heit auch tatsächlich einigermaßen materiell erfolgreich 
umzusetzen zu können, bekümmern dieses Paradigma 
wenig. 
Bezüglich der Regulierung kapitalgedeckter Rentensys-
teme präferiert dieses normative Modell eine den Markt 
stärkende Form der Regulierung. Denn die zentrale 
Überzeugung dieses Ansatzes besteht darin, dass 
Wettbewerbsmärkte jenen Koordinationsmechanismus 
darstellen, der die höchsten gesamtwirtschaftlichen 
Wohlfahrtswirkungen entfaltet. Zentrale Prinzipien des 
Neoliberalen Voluntarismus entstammen der Ökonomi-
  
schen Verhaltenstheorie und dem Ordoliberalismus. 
Leitende Wertvorstellungen dieses Idealtyps sind Frei-
heit und Selbstverantwortung. Der Versicherungsneh-
mer wird als eigennütziger, rational agierender und 
lernfähiger Akteur mit hinreichender Konsumentensou-
veränität betrachtet. Deshalb soll er von staatlichem 
Paternalismus soweit wie möglich befreit werden, zu-
mal politische Akteure als Prinzipale in monopolisti-
schen Zwangssystemen eigennützige Interessen ver-
folgen, die den langfristigen Bedürfnissen der (zukünfti-
gen) Bürger als Agenten häufig widersprechen. Die 
Haltung, die das präferierte Regulationssystem gegen-
über dem vorsorgenden Individuum verkörpert, kann 
man daher als „befreiend“ charakterisieren. Die Aufga-
ben des Staates sollen sich auf 1) die Sicherung einer 
hinreichenden Wettbewerbsintensität, 2) die Garantie 
privater Eigentumsrechte, 3) die Setzung eines verläss-
lichen rechtlichen Rahmens, 4) eine gesetzliche Basis-
absicherung gegen Altersarmut, um Moral-Hazard-
Anreizen vorzubeugen, und 5) die Bereitstellung finan-
zieller Allgemeinbildung beschränken. 
Der Abschluss eines Versicherungsvertrages zur Siche-
rung des im Erwerbsleben gewohnten Lebensstandards 
im Alter wird den Individuen selbst überlassen. Eine 
Verpflichtung sei nicht nötig, da Menschen rational 
handeln würden: 
„Der Mensch ist ein zukunftsorientiertes Lebewesen. 
Seine heutigen Dispositionen sind sehr stark dadurch 
bestimmt, dass er für seine eigene Zukunft vorsorgen 
will. (…) Beispielsweise tragen sie schon als relativ 
junge Menschen Vorsorge für ihr Alter. Kurz: Der 
Mensch handelt langfristorientiert, wenn er für sich 
selbst handelt.“ (Weizsäcker 2002, 30 f.) 
Die Antithese, dass Individuen in Fragen der Altersvor-
sorge kurzsichtig handelten, könne nicht überzeugen, 
da deutsche Selbständige, die keinem Versicherungs-
zwang unterliegen, freiwillig ebenso ausreichend Vor-
sorge treffen würden wie Bürgerinnen in Staaten ohne 
Versicherungszwang (Homburg 1997, 65). Der wesent-
liche Nachteil eines Zwangssystems mit einheitlichem 
Beitragssatz bestünde darin, dass es keine Rücksicht 
auf die Anforderungen unterschiedlicher individueller 
Lebenslagen nehmen könne. Überdies würden Pflicht-
beiträge von den Individuen automatisch als Steuer 
wahrgenommen, was Arbeitsangebotsanreize verzerre 
und die Expansion von Schwarzarbeit begünstige.  
Bezüglich der Frage des Umgangs mit Schwankungen 
auf den Kapitalmärkten und deren Effekte auf die von 
den Versicherungsunternehmen ausgezahlten Renten 
beruft sich der Neoliberale Voluntarismus wiederum auf 
das Prinzip der Subsidiarität, nach dem solche Risiken 
von den Individuen selbst zu tragen seien, da der Staat 
sie bereits über eine umlagefinanzierte Basisversiche-
rung gegen Armut schützt, was ausreichend sei. Wäh-
rend einige Autoren innerhalb dieses Paradigmas die 
Ansicht vertreten, dass Kapitalmarktschwankungen in 
jedem Fall nur kurzfristiger Natur seien, die für langfris-
tige Anlagen wie das Altersvermögen nicht relevant 
seien (Börsch-Supan 2000), vertrauen andere (Hellwig 
in Heusinger & Ramspeck 2005) darauf, dass die An-
bieter entsprechend reagieren werden, sofern die 
Nachfrager Absicherungen gegen die Auswirkungen 
eventueller Finanzmarktvolatilitäten wünschen. 
Hinsichtlich des möglichen Problems der Wahl inferio-
rer Anbieter oder Produkte durch die Nachfrager ver-
traut der Neoliberale Voluntarismus auf die Kräfte des 
Wettbewerbs, der inferiore Anbieter automatisch ab-
strafe: 
„Der Marktwettbewerb sorgt dafür, dass das Gewinn-
streben die Anstrengungen der Unternehmer dahin 
lenkt, wo sie am meisten zum Wohlstand aller beitra-
gen. Darauf beruht die Überlegenheit der Marktwirt-
schaft gegenüber allen bekannten Alternativen.“ (Van-
berg & Goldschmidt 2005; siehe Gerber 2003 für eine 
Anwendung dieses Arguments auf die Regulierung 
kapitalgedeckter Rentenpläne). Das dafür notwendige 
Ausmaß an Konsumentensouveränität wird dabei stets 
implizit oder explizit unterstellt und nicht weiter empi-
risch untersucht. 
1.2 Sozialer Liberalismus 
Der Idealtyp des Sozialen Liberalismus folgt dem Prin-
zip des Ressourcen-Egalitarismus, dessen egalitäre 
Ambitionen sich auf die Angleichung realer individueller 
und situationeller Handlungsvoraussetzungen richten, 
sodass alle Bürger über hinreichende Fähigkeiten ver-
fügen, ihre rechtliche Freiheit einigermaßen erfolgreich 
nutzen zu können (Kersting 2000, 46). 
Der Soziale Liberalismus lehnt unmittelbaren staatli-
chen Paternalismus ab, bejaht aber eine direkte Ver-
antwortlichkeit des Staates bezüglich der Befähigung 
der Bürger, tatsächlich (nicht nur formal-rechtlich) ein 
selbst bestimmtes Leben führen zu können. Dabei geht 
er deutlich über eine finanzielle Allgemeinbildung hin-
aus. Die Haltung dieses Regulationssystems gegen-
über dem Bürger kann man daher als „befähigend“ 
charakterisieren. Zentrale Prinzipien des Sozialen Libe-
ralismus lassen sich dem Paradigma der „Behavioral 
Law and Economics“ und der daraus abgeleiteten Re-
gulierungsphilosophie „Libertarian Paternalism“ (Sun-
stein & Thaler 2003) entnehmen. Zentrale Wertvorstel-
lungen sind faktische Selbstbestimmung und staatsbür-
gerliche Verantwortung. 
Bezüglich der Regulierung kapitalgedeckter Rentensys-
teme präferiert dieses normative Denkmodell eine den 
Markt formende Art der Regulierung. Die grundlegende 
Überzeugung dieses Ansatzes besteht darin, dass es 
auf Wettbewerbsmärkten mit komplexen Zukunftsgü-
tern wie privaten Rentenversicherungsverträgen sehr 
leicht zu verhaltensbedingtem Marktversagen kommen 
könne, da sehr viele Menschen Wahlentscheidungen 
treffen würden, die nicht in ihrem besten Interesse sind. 
Unter Rückgriff auf die Forschungen von Daniel 
Kahneman und Amos Tversky wird dies auf die Tatsa-
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che zurückgeführt, dass Menschen nur sehr beschränkt 
rational agierende Wesen seien, und dies in einem über 
Herbert Simons Thesen hinausgehenden Sinn: Die 
Entscheidungen der Nachfrager seien häufig von sys-
tematisch verzerrten, d.h. non-rationalen kognitiven 
Konzepten und emotionalen Einflüssen beherrscht. So 
zeigt die Forschung der Behavioral Economics zum 
durchschnittlichen Verhalten auf Rentenversiche-
rungsmärkten, dass Individuen häufig keine wohldefi-
nierten Präferenzen bei Anlageentscheidungen besit-
zen, dass sie an mentaler Kurzsichtigkeit und mangeln-
der Selbstkontrolle leiden, dass sie dazu tendieren, den 
jeweiligen Status Quo irrational zu bevorzugen, dass 
ihre Entscheidungen sehr stark durch sachlich irrele-
vante Werbung und institutionelle „Frames“ zu beein-
flussen sind, und dass sie von einer unendlichen Viel-
falt an Wahloptionen kognitiv schnell überwältigt wer-
den („Choice Overload“), sodass sie unangemessene 
Entscheidungsstrategien wählen (siehe Mitchell & Ut-
kus 2003 für eine Synopse). All diese Fehlleistungen 
könnten von den Anbietern opportunistisch ausgenutzt 
werden und seien nicht durch Bildungsmaßnahmen und 
Transparenz allein zu korrigieren (Mitchell & Utkus 
2003; Erturk/Froud/Johal u.a. 2005).  
Der Soziale Liberalismus zieht hieraus jedoch nicht den 
Schluss, dass individuelle Selbstbestimmung und Wahl-
freiheit zugunsten eines klassischen Paternalismus 
aufzugeben seien. Denn schließlich seien auch die in 
staatlichen Institutionen Handelnden beschränkt ratio-
nal agierende Akteure (Benjamin & Laibson 2003), die 
unangemessene Entscheidungen treffen können. Da-
her wird empfohlen, Institutionen so auszugestalten, 
dass Bürger in die Richtung von wohlfahrtsmaximieren-
den Entscheidungen, Optionen etc. gelenkt, nicht aber 
gezwungen werden – letzteres als Vorsichtsmaßnahme 
gegen Staatsversagen. 
Hinsichtlich der Frage nach dem Umgang mit dem 
möglichen Problem der mangelnden freiwilligen Vor-
sorge für die Aufrechterhaltung des bisher gewohnten 
Lebensstandards im Alter lehnt der Soziale Liberalis-
mus eine paternalistische Lösung ab, da dies illegale 
Umgehungsaktivitäten befördere und einige Individuen 
gute Gründe besitzen können, ihre Vorsorge zeitweise 
zurückzustellen. Zu-gleich verweist der Soziale Libera-
lismus jedoch auf einen umfangreichen Fundus an 
empirischer Forschung – und zwar in den angloameri-
kanischen Staaten mit ihrer ausgeprägt individualisti-
schen Kultur –, der zeigt, dass ein großer Teil der Bür-
ger hinsichtlich der privaten Vorsorge für das Alter 
kurzsichtig agiert, wenn diese völlig freigestellt bleibt 
(z.B. Mitchell & Utkus 2003; Munnell & Sunden 2004). 
Diese mangelnde Vorsorge ist weder kalkulativ-
opportunistisch gewählt noch ist sie auf finanzielle Eng-
pässe zurückzuführen. Zudem beginnen viele Men-
schen später zu sparen als angesichts des Zinseszins-
effekts ratsam wäre (Davis 2004). Empirisch betrachtet 
helfe es wenig, diesem Problem nur durch Bildungs-
maßnahmen zu begegnen (Mitchell & Utkus 2003). 
Als Mittelweg zwischen paternalistischem Zwang und 
voluntaristischer Indifferenz befürwortet der Soziale 
Liberalismus daher „Automatic Enrolment“: Jeder Ar-
beitnehmer wird automatisch in einen Rentenplan inte-
griert und Beiträge werden von seinem Lohn abgezo-
gen. Es besteht jedoch die Möglichkeit, aus dem Plan 
auszutreten (in periodischen Abständen kommt es dann 
wieder zur Integration, es sei denn, dies wird kontinuier-
lich abgelehnt). Mit der Heuristik des rationalen Akteurs 
betrachtet scheint dieser Ansatz sinnlos: rationale Ak-
teure besitzen wohldefinierte Präferenzen bezüglich 
Sparen / Konsum, die unabhängig vom institutionellen 
Rahmen sind. Diejenigen, die vorher nicht gespart ha-
ben, würden demnach einfach aus dem Vorsorgeplan 
austreten. Empirisch wird diese Vermutung jedoch 
widerlegt: Feldforschungen in den USA zeigen, dass 
sich die Partizipation in Betriebsrentenplänen von ca. 
40% auf ca. 90% erhöht (Laibson & Benjamin 2003), 
wenn man von rein voluntaristischen Opt-In-Plänen zu 
Automatic Enrolment mit Opting-Out-Möglichkeit wech-
selt. Die Behavioral Economics erklärt dies damit, dass 
menschliches Handeln oft träge sei, viele Menschen in 
diesen Angelegenheiten keine feststehenden Präferen-
zen besäßen und institutionelle Rahmensetzungen als 
Expertenrat interpretieren würden. Durch „Automatic 
Enrolment“ versucht der Soziale Liberalismus, unter-
schiedliche kognitive Ressourcen der Individuen bezüg-
lich Langfristorientierung und Selbstkontrolle anzuglei-
chen. 
Bezüglich des Umgangs mit dem möglichen Problem 
der Auswirkungen der Kapitalmarktvolatilität auf die 
Höhe der von den privaten Anbietern ausgezahlten 
Renten lehnt der Soziale Liberalismus den vom Sozial-
demokratischen Kollektivismus befürworteten, durch 
zentralistische Gremien gesteuerten, inter-
generationellen Ausgleich zwischen unterschiedlichen 
Geburtskohorten ab (siehe Kapitel 1.3.). Die Akteure in 
diesen Gremien seien infolge des „Overconfidence“-
Bias und mangelnder Selbstkontrolle anfällig für kurz-
sichtige und opportunistische Aktionen, insbesondere in 
Form der vorzeitigen Ausschüttung von langfristig be-
nötigten Reserven oder „Beitragsferien“ in Zeiten von 
Kapitalmarkthaussen. Dies führe dann in den nachfol-
genden Kapitalmarktbaissen zu entsprechend harten 
distributiven, ja gerichtlichen Auseinandersetzungen 
zwischen den beteiligten Parteien (Arbeitnehmer, Pen-
sionäre, Arbeitgeber). Mit Blick auf die unzureichende 
Steuerung der zweiten Säule des niederländischen 
Alterssicherungssystems durch die verantwortlichen 
Sozialpartner lässt sich diese Befürchtung teilweise 
bestätigen (Grünell 2002; Van Het Kaar 2004). 
Gleichwohl wird das Problem der Volatilität anerkannt 
(Munnell & Sunden 2004) und nicht erwartet, dass sich 
dieses automatisch über den Markt lösen werde, da 
gewöhnliche Arbeitnehmer selbst in den USA (wo die 
private Vorsorge große Bedeutung für den Lebensstan-
dard im Alter hat) kein Bewusstsein für diese Problema-
tik entwickeln (Mitchell & Utkus 2003). Wiederum wird 
  
ein Mittelweg zwischen Zwang und Indifferenz gewählt, 
der die Vorsorgenden über institutionelle Rahmenset-
zungen in eine angemessene Richtung lenken soll: alle 
Vorsorgenden werden automatisch in so genannte 
„Lebenszyklusfonds“ eingeschrieben, die mit zuneh-
menden Alter des Sparers den Wertpapiermix vom 
stark volatilen Aktienanteil graduell zugunsten des we-
niger volatilen Obligationenanteils umschichten (Mun-
nell & Sunden 2004, 175). Auf diese Weise soll der 
Sparer vor den Auswirkungen möglicher Aktienbaissen 
kurz vor der Verrentung geschützt werden. So sollen 
divergierende individuelle Handlungs-voraussetzungen 
bezüglich des Umgangs mit Volatilität angeglichen 
werden. Wiederum ist es dem Sparer freigestellt, aus 
diesen Lebenszyklusfonds auszutreten und eine andere 
Investitionsstrategie zu wählen. Dann hat er jedoch 
schriftlich zu erklären, dass er um die Risiken dieses 
Schrittes weiß. 
Hinsichtlich des Problems der Wahl inferiorer Produkte 
teilt der Soziale Liberalismus den Wettbewerbsopti-
mismus des Neoliberalen Voluntarismus nicht. Vielmehr 
wird auf diverse „Misselling-Skandale“ im englischen 
Finanz- und Rentenversicherungssektor verwiesen 
(Erturk/Froud;/Johal u.a. 2005, 19 ff.). Dort überredete 
z.B. eine Schar von eifrigen Versicherungsagenten eine 
große Zahl von Arbeitnehmern, von der betrieblichen in 
die individuelle Alterssicherung zu wechseln, obwohl 
dies erwiesenermaßen nicht im ökonomischen Interes-
se der Sparer lag. Darüber hinaus zeigen Forschungen 
der Behavioral Economics, dass das durchschnittliche 
Individuum auf dem privaten Rentenmarkt bei weitem 
nicht dem Bild des mündigen Konsumenten entspricht 
(Mitchell & Utkus 2003), das die Standardökonomik 
zeichnet. Insbesondere die Forschungen von Cronqvist 
(2003) und Cronqvist & Thaler (2004) bezüglich des 
Nachfragerverhaltens auf dem neuen schwedischen 
Alterssicherungsmarkt („Premie Pension“), der in punk-
to Transparenz und Wettbewerb dem ordoliberalen 
Ideal entspricht, zeigen, dass Individuen sich bei ihren 
Produktentscheidungen oft von inadäquaten mentalen 
Heuristiken leiten lassen, was durch darauf abgestimm-
te Werbung von den Anbietern opportunistisch ausge-
nutzt wird. 
Erstens unterliegen viele Konsumenten dem „Vertraut-
heits-Bias“. Zahlreiche Kunden wählen einfach jenes 
Angebot, das ihnen am Bekanntesten ist. Die An-bieter 
nutzten dies dahingehend aus, dass sie in erster Linie 
sachlich irrelevante Werbestrategien benutzten, die ihr 
Produkt mit Bekanntem (z.B. populäre Film-stars oder 
Sportler) in Verbindung bringen. Die Folge davon ist, 
dass viele schwedische Bürger die naive Strategie 
wählen, den Großteil ihrer Beiträge ebendiesen Anbie-
tern bzw. Produkten zuzuführen, obwohl die Gebühren 
dieser Anbieter überdurchschnittlich und ihre Netto-
Performance unterdurchschnittlich ausfielen. Ein ande-
rer Ausdruck des Vertrautheits-Bias ist die Neigung von 
schwedischen Bürgern, stark in solche Fonds zu inves-
tieren, die sich damit brüsten, ausschließlich oder vor-
rangig in Schweden zu investieren. Auf diese Weise 
flossen 48% aller angelegten Beiträge ausschließlich in 
schwedische Wertpapiere – was dem der Portfoliotheo-
rie zu entnehmendem Gebot der Risikominderung 
durch globale Anlagediversifizierung widerspricht.  
Zweitens lassen die Wahlstrategien der Vorsorger den 
so genannten Extrapolations-Bias erkennen. Sie inves-
tierten v.a. in solche Fonds, die mit massiven Ertrags-
zuwächsen in der jüngeren Vergangenheit warben, da 
sie davon ausgingen, dass fantastische Ertragszu-
wächse automatisch als Anzeichen genuiner Perfor-
manz interpretiert und damit ohne weiteres in die Zu-
kunft extrapoliert werden können. Diese Investment-
strategie namens „Vertrauen auf vergangene Leis-
tungskraft“ hat sich empirisch laut Cronqvist (2003) 
jedoch mehrfach als nicht zielführend erwiesen, da sich 
Performanzergebnisse von Pensionsfonds durch eine 
ziemlich niedrige Persistenz auszeichnen. Infolge des 
Extrapolations-Bias war das beliebteste Anlageprodukt 
in Schweden ein hochgradig konzentrierter Zukunfts-
technologiefonds, der mit einer phänomenalen Perfor-
manz von +534% in den Jahren vor dem Start des 
Marktes für sich warb. In den 3 Jahren nach dem Start 
des Marktes erlitt dieser Fonds jedoch deutliche Verlus-
te, die mit –70% deutlich über dem Verlust des Ge-
samtmarktes lagen. 
Nach Cronqvist nutzten Fonds in Schweden den Wer-
bewettbewerb über den Vertrautheits- und Extrapolati-
onsbias, um einen profitmindernden Wettbewerb um 
niedrigere Gebühren zu vermeiden. Ein Gebührenwett-
bewerb wäre jedoch  angemessener gewesen, da sich 
dann passiv gemanagte Fonds (Replikation von Aktien-
indizes) durchgesetzt hätten, die in der Regel eine hö-
here Netto-Rendite als aktiv gemanagte Fonds erzielen 
(James 2005; Vidler 2003).   
Drittens folgen die Bürger dem „Status-Quo-Bias“: die 
überwältigende Mehrheit (ca. 90% in den ersten 3 Jah-
ren) nimmt keinerlei Änderungen bezüglich Produkt 
oder Anbieter vor, obwohl die anfänglichen Entschei-
dungen oft alles andere als optimal waren. Nach 
Cronqvist (2003) führt dies dazu, dass inferiore Anbie-
ter nicht in dem Ausmaß durch Kunden-Exit bestraft 
werden, das nötig wäre, damit Wettbewerb wohlfahrts-
maximierende Wirkungen entfaltet. Sein Resümee: 
„The Swedish experience shows that many individual 
investors (indeed, many more than expected) paid at-
tention to non-informative fund advertising, made an 
active choice, and chose portfolios with the opposite 
characteristics of those most economists would find 
attractive.“ (Cronqvist 2003, 31) 
Laut Kahneman wird dies durch empirische Forschung 
in den USA bestätigt: 
„The combination of investor insensitivity to fees, re-
sponsiveness to marketing and eagerness to chase 
trends encourages mutual fund companies to charge 
high fees, to spend heavily on marketing and to  
launch specialized, poorly diversified funds. Thus in-
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vestors get lower average net returns and greater po-
tential variation in retirement wealth.“ (Kahneman/ 
Odean/Barber 2005) 
Die Rentenökonomin Estelle James (2005, 9) schließt 
hieraus: 
„The lesson is that unfettered choice is a mistake in 
mandatory old age security systems because many 
workers are inexperienced in assessing financial al-
ternatives. Structured choice is needed to prevent big 
mistakes and high fees.“  
Da der Soziale Liberalismus staatlichen Paternalismus 
ablehnt, folgert er hieraus jedoch nicht, individuelle 
Wahlfreiheit durch zentralistische Bestimmung eines 
„richtigen“ Portfolios für die gesamte Bevölkerung ab-
zuschaffen. Vielmehr geht es wieder darum, ein institu-
tionelles Regulierungsdesign zu entwickeln, das Vor-
sorger in wohlfahrtsmaximierende Richtungen lenkt, 
ohne staatlichen Zwang zu entwickeln. Hier bedeutet 
dies, Individuen automatisch in einen Rentenplan zu 
integrieren, der ihnen eine Wahl zwischen einer über-
sichtlichen, d.h. einstelligen Anzahl verschiedener 
Fonds ermöglicht, die sich dadurch auszeichnen, dass 
es sich um effizient, d.h. passiv gemanagte und hoch-
gradig diversifizierte Fonds handelt. Diese Fonds sollen 
von einer oder sehr wenigen Investmentgesellschaften 
verwaltet werden, die von einem unabhängigen Gremi-
um im Rahmen eines periodischen öffentlichen Aus-
schreibungsprozesses ausgewählt werden (James 
2005). Wiederum besteht für den Bürger die Möglich-
keit des Opting-Out aus diesem Arrangement. Ein Bei-
spiel hierfür ist die Zusatzversicherung für Bundesbe-
amte in den USA („Federal Thrift Savings Plan“).  
1.3 Sozialdemokratischer Kollektivismus 
Der Sozialdemokratische Kollektivismus folgt dem Prin-
zip des Wohlfahrts-Egalitarismus (Kersting 2000, 47), 
dessen egalitäre Ambitionen sich auf eine signifikante 
Angleichung von ökonomischen Handlungsergebnissen 
richten. Die zentralen Prinzipien dieses Ansatzes spie-
geln sich in der z.B. von Esping-Andersen (1990) be-
schriebenen, universalistischen Sozialpolitikphilosophie 
wider, die insbesondere die Gestaltung der skandinavi-
schen Wohlfahrtsstaaten beeinflusst hat. Leitende 
Wertvorstellungen sind Sicherheit und Solidarität. 
Wendet man die Leitlinien dieser Philosophie heterodox 
auf die Regulierung kapitalgedeckter Rentensysteme 
an, präferiert dieses normative Modell für den Bereich 
kapitalgedeckter Altersvorsorge eine die Marktmecha-
nismen aufhebende Regulierung. Die zentrale Über-
zeugung dieses Paradigmas besteht nämlich darin, 
dass der durchschnittliche Mensch besonderen Wert 
auf die Sicherheit und Berechenbarkeit von Lebensbe-
dingungen lege, was mit dem hohen Maß an Volatilität 
auf den Kapitalmärkten und ihren Folgen für private 
Renten nicht vereinbar sei (Modigliani & Muralidhar 
2004). Überdies wird davon ausgegangen, dass nur 
eine Minderheit der Menschen gemäß dem Modell des 
ausschließlich selbstinteressierten Homo oeconomicus 
handeln würde, und das Verhalten der Mehrheit besser 
mit dem Modell des Homo reciprocans (Falk 2001) 
verstanden werden könne. Dieser Akteur defektiert in 
sozialen Dilemmata nicht per se (z.B. durch Abgaben-
vermeidung), sondern macht seine Loyalität zu einer 
öffentlichen Institution von dem Grad ihrer distributiven 
und prozeduralen Fairness und der reziproken Koope-
ration seiner Mitbürgerinnen abhängig. Die Legitimität 
und daher Stabilität (sozialpolitischer) Institutionen 
würde demnach v.a. von ihrem Grad distributiver und 
prozeduraler Fairness abhängen:  
„People oppose market allocation when they feel that 
it does not lead those involved to receive the out-
comes that they deserve in relationship to principles of 
outcome fairness.“ (Sondak & Tyler 2006, 3) 
Diese Wertvorstellungen Sicherheit, Solidarität und 
Fairness finden sich (implizit) umgesetzt in einem Re-
formmodell für ein kapitalgedecktes Renten-system, 
welches Franco Modigliani und Arun Muralidhar entwor-
fen haben. Das zentrale Ziel ihres Modells besteht da-
rin, die Wohlfahrtskosten zu vermeiden, die mit einem 
kapitalgedeckten System ohne garantiertes Leistungs-
niveau (Defined Contribution, DC) aufgrund dessen 
großer Unsicherheiten verbunden sind, indem man ein 
kapitalgedecktes System mit garantiertem Leistungsni-
veau (Defined Benefit, DB) errichtet. Denn DC-Systeme 
würden im Gegensatz zu DB-Systemen der menschli-
chen Präferenz für Sicherheit, d.h. in diesem Fall eini-
germaßen sicher erwartbaren Rentenniveaus, wider-
sprechen. Ein kapitalgedecktes DB-System dieser Art 
wird auch von Orszag & Stiglitz (2001) favorisiert.  
Das von Modigliani & Muralidhar empfohlene kapitalge-
deckte DB-System beruht auf einer verpflichtenden 
Teilnahme, da viele Individuen aufgrund ihrer Kurzsich-
tigkeit nicht hinreichend Vorsorge für ihr Alter treffen 
würden. Überdies könne nur ein verpflichtendes Sys-
tem Marktversagen durch Adverse Selektion auf dem 
Markt für die Umwandlung des angesparten Rentenka-
pitals in Annuitäten effektiv verhindern (Davis 2004; 
Orszag & Stiglitz 2001). 
Die entscheidende Ausgangsthese von Modigliani & 
Muralidhar (2004) besteht aber darin, dass sich die 
Volatilität der Kapitalmärkte nicht über die für die  pri-
vate Altersvorsorge relevanten Anlagezeiträume aus-
gleicht. Hierzu lässt sich auf empirische Analysen (Burt-
less 2000; Alier & Vittas 2001) verweisen, die zeigen, 
dass unterschiedliche, aber jeweils über 40 Jahre lang 
ansparende Geburtskohorten trotz gleicher Beitrags-
summen (und damit gleicher Arbeitsmarktlebensleis-
tung) und identischer Investitionsstrategien sehr unter-
schiedliche Rentenleistungshöhen ausgezahlt bekom-
men hätten. Das Verhältnis zwischen der Leistungshö-
he der „glücklichsten“ und der „unglücklichsten“ Ge-
burtskohorte (Max-Min-Ratio) beträgt bei einem Be-
obachtungszeitraum von 100 Jahren je nach unterstell-
ter Investitionsstrategie zwischen 3:1 und 4:1. Auch 
zwischen dicht beieinander liegenden Kohorten können 
  
die Unterschiede erheblich sein. Dies ist neben den 
Kursschwankungen auch auf Schwankungen der Lang-
fristzinssätze zurückzuführen, deren Höhe darüber 
entscheidet, wie hoch die Annuität ausfällt, die der 
Markt für eine bestimmte Rentenkapitalsumme anbie-
tet. Daher hat Modigliani die Riester-Rente (die bis auf 
die Nominalwertgarantie der Beitragssumme dem DC-
Prinzip folgt) stark kritisiert: 
„Der amerikanische Nobelpreisträger Modigliani hat 
die neue Riester-Rente mit einem ‚Lotterielos’ vergli-
chen. Die Bürger würden durch staatliche Anreize da-
zu gebracht, individuell für ihr Alter vorzusorgen – oh-
ne jede Garantie über die zu erwartenden Erträge. 
Wer sich auskenne oder Glück habe, erhalte im Alter 
mehr als derjenige, der mit seiner Anlage Pech habe“ 
(Modigliani vergleicht Riesters Privatrente mit einer 
Lotterie, in: FAZ, 22.05.2001). 
Diese in einem DC-System entstehenden, nicht durch 
unterschiedliche Lebensarbeitsleistungen gedeckten 
Ungleichheiten zwischen den Kohorten werden von 
Modigliani & Muralidhar (2004, 59) als illegitime Verlet-
zung der Fairnessnorm betrachtet. Die zentrale Aus-
gangsprämisse ihrer Alternative besteht nun darin, dass 
das Kollektiv der Beitragszahler besser als das einzelne 
Individuum in der Lage sei, die Volatilitätsrisiken der 
Kapitalmärkte zu verarbeiten:  
„The chronic problem of DC schemes is that individu-
als bear the investment risk, and they are the least 
capable economic unit to do so.” (ebd., 71) 
Der Grundgedanke ihres Alternativmodells ist, über 
eine fixe, für jeden Bürger gleiche Lohneinkommenser-
satzrate (z.B. 60% vom letzten Nettogehalt) mit einer 
dahinter stehenden garantierten Rendite auf die einge-
zahlten Beiträge sowohl Planungssicherheit zu schaffen 
als auch die genannten Ungleichheiten zwischen den 
Kohorten zu beseitigen. Die garantierte Realrendite 
wird auf dem Niveau der langfristig erwarteten Durch-
schnittskapitalrendite festgesetzt. Die eingezahlten 
Beiträge sollen von einem öffentlichen, aber von direk-
ten staatlichen Weisungen unabhängigen Gremium 
ähnlich einer Zentralbank verwaltet werden und in ei-
nem einheitlichen, passiv gemanagten und diversifizier-
tem Portfolio angelegt werden. 
Erweist sich die garantierte Rendite im Nachhinein als 
nicht durch die tatsächliche Wertentwicklung gedeckt, 
werden aus vorhergehenden Zeiten mit überdurch-
schnittlicher Performanz gebildete Reserven zur De-
ckung verwendet. Sind diese nicht (mehr) vorhanden, 
werden bis zu einem bestimmten Zeitpunkt (bis beim 
Missverhältnis zwischen Aktivseite (Investitionsvermö-
gen) und Passivseite (akkumulierte Rentenrechte) der 
Bilanz eine gewisse kritische Schwelle überschritten 
wird) Unterdeckungen mit der Erwartung auf zukünftige 
Besserung toleriert. Sollte diese Schwelle wider Erwar-
ten überschritten werden, tritt der Mechanismus der 
intergenerationellen Risikoteilung in Kraft: zur Behe-
bung der aus langfristiger Underperformance resultie-
renden Unterdeckung des Systems werden die Bei-
tragssätze entsprechend erhöht (ohne dass hieraus 
zusätzliche Rentenrechte akkumuliert werden) und die 
Anpassung der Renten an die Inflation entsprechend 
gesenkt. Dies soll in einer Weise geschehen, dass sich 
das bisherige Nettoeinkommensverhältnis zwischen der 
arbeitenden und der verrenteten Generationen nicht 
verändert: Finanzmarktrisiken sollen also gerecht geteilt 
und reziprok abgesichert werden. Dieser, dem Gebot 
der Fairness entlehnte Mechanismus ist nichts anderes 
als die Anwendung der von der sozialdemokratisch-
universalistischen Wohlfahrtstheorie favorisierten 
(Myles 2002) „Musgrave-Regel“ auf einen kapitalge-
deckten Rentenplan.  
Entgegen dem oft behaupteten Trade-Off zwischen 
Effizienz und Verteilungsgerechtigkeit meinen wissen-
schaftliche Anhänger dieses kollektivistischen DB-
Systems, dass es nicht nur intergenerationell gerechter, 
sondern auch effizienter als individualistische DC-
Systeme sei, da eine bestimmte Lohnersatzrate mit 
geringerem Risiko erreicht werden könne und der In-
vestitionshorizont des kollektiven Systems langfristiger 
ausfalle (prinzipiell unendlich) als der eines Individuums 
(30-40 Jahre). Dies führe zu einer höheren Langfrist-
rendite: 
„Intergenerational risk sharing yields important advan-
tages. The associated long-term horizon allows pen-
sion funds to take advantage of the risk premium on 
equity. (…) This facilitates the investment of pension 
saving in high-yield projects in the corporate sector, 
(…) and allows a higher expected return over a long 
horizon.“ (Bovenberg 2002, 311) 
„In a DC plan the time horizon is the life of one indi-
vidual, whereas in DB plans the time horizon is much 
larger. For these reasons, DB plans on average can 
take on more risk and generate higher returns.” (Mo-
digliani & Muralidhar 2004, 6) 
Ein solches garantistisches System muss individuelle 
Wahlfreiheit ausschließen, da es ansonsten Anreize zu 
Moral-Hazard bietet. Die genannten Effizienz- und Risi-
koreduktionsvorteile und die deutlich niedrigeren Ver-
waltungskosten eines kollektiven Systems würden den 
Verlust an Wahlfreiheit jedoch klar aufwiegen. Erfah-
rungen mit den kapitalgedeckten Rentensystemen in 
Australien und Schweden zeigten zudem, dass die 
Mehrheit der Bürger gar nicht aktiv wähle, sondern 
passiv den jeweiligen „Default-Fund“ akzeptiere: 
„Offering an extensive choice of investments to partic-
ipants is irrelevant when individuals are not financially 
sophisticated or interested in choice as in Sweden or 
Australia.” (Modigliani & Muralidhar 2004, 222) 
Wahlfreiheit würde nur unnötigerweise Ungleichheit 
produzieren und Trans-aktionskosten erhöhen. So 
schreibt der Rentenökonom Kotlikoff: 
„(…) there is no reason to establish a set of pension 
companies who compete one with another to ‘beat the 
market’. By definition, not everyone can beat the av-
erage. So placing workers in pension funds that hold 
different assets is a prescription for increasing the in-
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equality in their accumulated pension wealth. The 
simple way around this problem is to require that all 
workers’ pension be invested in the same portfolio. In 
this case, one doesn’t need a pension industry to in-
vest pensions or to pay high fees, bid-ask spreads, 
and other charges collected by top money managers.“ 
(Kotlikoff 1999, 20 f.) 
Solche kollektiven, öffentlich-monopolistischen Fonds 
müssten keinesfalls automatisch dem bürokratischen 
Missmanagement anheimfallen. Entscheidend sei die 
Aufstellung verbindlicher und automatischer Anpas-
sungsmechanismen:  
„Extensive research has been conducted on the per-
formance of public funds, and these papers demon-
strate that a reasonable case can be made for the ef-
ficiency of public funds” (Modigliani & Muralidhar 
2004, 61). 
2 Wirtschaftsdidaktischer Umgang mit Kontro-
versen und Pluralität 
Wir haben gezeigt, dass die wirtschaftswissenschaftli-
chen Problemanalysen kapitalgedeckter Rentenversi-
cherung und insbesondere die Regulierungsvorschläge 
















































































tivität niedrig mittel hoch 
Bei diesen Unterschieden handelt es sich aber nicht um 
mehr oder weniger marginale Variationen, die man im 
Zuge didaktischer Reduktion ignorieren kann und soll. 
Vielmehr resultieren sie aus grundlegend unterschiedli-
chen theoretischen Paradigmen, mit grundlegend un-
terschiedlichen Akteursmodellen und mit grundlegend 
unterschiedlichen Basisnormen (vgl. Übersicht). Diese 
grundlegende Pluralität und Kontroversität wirtschafts-
wissenschaftlicher Ansätze zum Komplex kapitalge-
deckte Rentenversicherungen hat exemplarischen Cha-
rakter für die gesamte Sozialpolitik sowie die ökonomi-
sche Politikanalyse und Politikberatung insgesamt. 
Wirtschaftswissenschaftlerinnen arbeiten mit pluralisti-
schen Paradigmen wie andere Sozialwissenschaftlerin-
nen auch.  
Dies hat Konsequenzen für Wirtschaftsdidaktik und 
ökonomische Bildung.  
Eine Wirtschaftsdidaktik, die wissenschaftsorientiert 
sein will, darf diesen paradigmatischen Pluralismus der 
Wirtschaftswissenschaften nicht einfach ignorieren. Im 
Gegenteil, sie muss ihn aufgreifen und in angemesse-
ner Form in die ökonomische Bildung einbringen. Aller-
dings gibt es weit mehr wirtschaftswissenschaftliche 
Kontroversen, als in der verfügbaren Lernzeit an Schu-
len wie an Hochschulen bearbeitet werden könnten, die 
Komplexität vieler Kontroversen ist so hoch, dass sie 
schnell überfordern, und auch (wirtschafts-
)wissenschaftliches Wissen bleibt vielfach vorläufiges 
und unsicheres Wissen, sodass Gewissheitsbedürfnis-
se der Lernenden frustriert werden (vgl. Grammes 
2005, 139; Gagel 2005).  
Wirtschaftsdidaktisch muss man also begründen, wel-
che Kontroversen bildungsrelevant sind und in ökono-
mischem Lernen deshalb eine zentrale Stellung haben 
sollen. Bezogen auf unser Beispiel kann man eine Min-
destforderung im Sinne des Beutelsbacher Konsenses 
formulieren: Wenn ein ökonomisches Problem und 
seine Lösungen in Wissenschaft und Politik zugleich 
kontrovers sind, müssen auch Lernende dies exempla-
risch als kontrovers erfahren.  
Darüber hinaus sind ökonomische Probleme nicht ein-
fach gegeben, sondern sozial konstruiert und in spezifi-
scher Weise gerahmt; auch dies enthält Kontroversität, 
die aufzugreifen ist.  
Schülerinnen müssen lernen, mit ökonomischem Plura-
lismus umzugehen, weil es diesen real in den Wirt-
schaftswissenschaften gibt (Wissenschaftsorientierung) 
und weil dieser Pluralismus die wirtschaftspolitischen 
Debatten in der Öffentlichkeit ebenso prägt, wie die 
individuellen Einstellungen und Urteile der Lernenden 
(Subjektorientierung, Problemorientierung, Kontroversi-
tätsprinzip).  
Lernende sollen beispielsweise wenigstens elementar 
und ansatzweise ein einfaches Problem aus der Per-
spektive von zwei unterschiedlichen ökonomischen 
Akteuren (oder abstrakter: Akteursmodellen) oder mit 
  
zwei unterschiedlichen basalen Gerechtigkeitsideen 
durchspielen können. Dann können sie sehen, zu welch 
unterschiedlichen Problemanalysen und Politikempfeh-
lungen man kommt, je nachdem, welchem ökonomi-
schem Ansatz man folgt. Und sie können reflektieren, 
welcher Ansatz ihren eigenen Welt- und Wertvorstel-
lungen am nächsten kommt und ob sie einen Konzept-
wechsel für sich für wünschbar und möglich halten. In 
dieser Perspektive verliert ökonomische Bildung viel 
von der Eindeutigkeit, die sie gern für sich in Anspruch 
nimmt. Der Umgang mit wirtschaftswissenschaftlicher 
Vieldeutigkeit wird dann zu einer wichtigen Kompetenz. 
2.1 Wissenschaftsorientierung und Pluralismus 
Eine Wirtschaftsdidaktik, die ihre wirtschaftswissen-
schaftlichen Bezugsdisziplinen ernst nimmt, gerät 
weder auf den Irrweg der Orthodoxie noch auf den 
der Evangelisation. Die Wirtschaftswissenschaften 
sind – zumindest international – durch einen grund-
legenden Pluralismus charakterisiert, den man wirt-
schaftsdidaktisch nicht auf standardökonomisches 
Denken allein reduzieren kann. Dies gilt erst recht, 
wenn man Disziplinen wie Institutionenökonomik, 
Wirtschaftspsychologie, Wirtschaftsgeschichte und 
Wirtschaftssoziologie berücksichtigt. Der wirt-
schaftswissenschaftliche Pluralismus bezieht sich 
gleichermaßen auf Basisannahmen, Grundwerte, 
Methodologien, Akteurskonzepte, Marktbegriffe, 
Theorien, Diagnosen und Therapien.  
Wissenschaftsorientierte Wirtschaftsdidaktik ist plu-
ralistische Wirtschaftsdidaktik; dies gilt in besonde-
rem Maß für eine wissenschaftspropädeutische öko-
nomische Bildung. In ihrer Selektionsfunktion, für die 
ökonomische Bildung relevante Inhalten und Themen 
zu bestimmen, muss sich Wirtschaftsdidaktik mit dem 
Pluralismus in den Wirtschaftswissenschaften ausei-
nandersetzen. In dieser Hinsicht besteht die wirt-
schaftsdidaktische Entwicklungsaufgabe darin, ein 
differenziertes Konzept einer pluralistischen ökono-
mischen Bildung zu entwickeln, das den unterschied-
lichen Praxisbedingungen ökonomischen Lernens 
angemessen ist.  
Demgegenüber greift der bisher praktizierte Plura-
lismus in der Wirtschaftsdidaktik viel zu kurz. Traditi-
oneller Weise beschränkt er sich auf den Bereich 
wirtschaftspolitischer Konzeptionen, etwa Angebots-
orientierung versus Nachfrageorientierung, und auf 
einige Felder der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Wie 
unser Schulbuchbeispiel zur Sozialpolitik gezeigt hat, 
ist Pluralität aber selbst dort nicht die Regel.  
Offensichtlich arbeiten Wirtschaftswissenschaftlerin-
nen aber auch mit unterschiedlichen Maßstäben für 
die Bewertung ökonomischen Erfolgs. Sie vertreten 
unterschiedliche Konzeptionen von ökonomischer 
Koordination und Ordnung, von ökonomischem 
Wohlstand und ökonomischer Gerechtigkeit.  
Wirtschaftsdidaktikerinnen können nicht hinter die 
Bezugswissenschaften zurückfallen, indem sie bei-
spielsweise in sozialpolitischen Fragen einseitig das 
Individual- und Subsidiaritätsprinzips favorisieren. 
Das Exempel kapitalgedeckte Rentensysteme zeigt 
nicht nur, dass der Umgang mit den pluralistisch-
kontroversen Wirtschaftswissenschaften Ambiguitäts-
toleranz verlangt. Es demonstriert auch, dass wirt-
schaftswissenschaftliche Konzeptionen von Normen 
und Werten durchdrungen sind. 
2.2  Wissenschaftsorientierung und alternative 
Akteurskonzepte  
In den Wirtschaftswissenschaften arbeitet man mit 
recht unterschiedlichen Akteurskonzepten. Allein drei 
haben wir im von uns gewählten Ausschnitt der Debatte 
um die kapitalgedeckten Rentensysteme erwähnt: Ho-
mo oeconomicus absolutus, Homo oeconomicus rest-
rictus und Homo reciprocans. Weitere wirtschaftswis-
senschaftlich einschlägige Modelle kann man unter den 
Namen Homo socio-oeconomicus (Lindenberg 1990, 
Weise 2004) und Homo culturalis (Katterle 1995, Weise 
2004) aufführen. Auch in der Wirtschaftsdidaktik finden 
wir weitere Ansätze, die man z.B. als Homo oeconomi-
cus-politicus bezeichnen kann (Kruber 2005).  
Deshalb reicht es nicht, wenn wirtschaftsdidaktische 
Ansätze nur mit der Ökonomischen Verhaltenstheorie 
(oder dem Rational Choice-Ansatz) arbeiten. Dass sie 
damit arbeiten, halten wir für notwendig, weil es ein 
Kernkonzept ökonomischen Denkens ist. Dass sie da-
mit auch außerhalb des wirtschaftlichen Bereichs arbei-
ten, halten wir für wünschenswert, weil man nur so 
lernen kann, dass Denkkonzepte fruchtbar übertragen 
werden können. Es kommt aber darauf an, unterschied-
liche – mindestens zwei – Akteursmodelle zu verwen-
den, damit Lernende erfahren können, welche konkre-
ten Folgen dieser Perspektivenwechsel hat.  
Wie ändert sich beispielsweise die Perspektive, wenn 
man zusätzlich zur Ökonomischen Verhaltenstheorie 
etwa mit dem Modell des Homo culturalis (hier syno-
nym mit Homo socio-oeconomicus) denkt, der ein ge-
sellschaftliches und kulturelles Wesen ist, sein Verhal-
ten selber mit anderen abstimmt, kreativ handelt und 
Kultur erzeugt (Weise 2004, 439 f.)?  
Dann sieht man Kultur als einen mächtigen Ordner, mit 
dessen Hilfe die Akteurinnen ihr Verhalten koordinieren 
(S. 436-439). Neben das Anreiz-Restriktions-Reaktions-
Schema der Ökonomischen Verhaltenstheorie, das 
beispielsweise von Teilen der Wirtschaftsdidaktik für die 
Lösung von Umweltproblemen favorisiert wird, tritt nun 
die Option, gemeinsam eine spezifische Kultur als 
Problemlösung zu entwickeln, etwa eine Kultur des 
umweltgerechten oder nachhaltigen Handelns. Auch 
national oder sozial unterschiedliche Vorsorgekulturen 
werden so fassbar. 
Eine Pluralität von Perspektiven erhöht die Denk- und 
Handlungsoptionen der Lernenden. Je nach Situations-
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typ können unterschiedliche Akteursmodelle angemes-
sen sein, etwa für Berufswahl, Altersvorsorge oder 
Konsum. Welches Bild des Handelns angemessen für 
eine bestimmte typische Situation ist, verhandeln die 
Akteure auch untereinander. Auch liefern empirische 
Untersuchungen durchaus vom ökonomischen Stan-
dard abweichende Akteursmodelle, die man nicht ein-
fach ignorieren kann. Schließlich geben Konzepte wie 
das der multiplen Persönlichkeit (z.B. Schlösser 1992, 
117-160) oder des unmanageable consumer (vgl. Gab-
riel/Lang 1995) Anlass, über eine Vermischung von 
Modellen nachzudenken; in Bildungskontexten schließt 
dies leicht die eigene Selbst- und Fremderfahrung der 
Lernenden an.  
Insgesamt betrachtet kann die Wirtschaftsdidaktik ihre 
Komplexität und Selbstreflexivität durch eine breitere 
und differenziertere Wissenschaftsorientierung in min-
destens drei Hinsichten steigern: 
1. in der Einsicht in den grundlegenden Pluralismus 
wirtschaftswissenschaftlicher Paradigmen und in die 
wirtschaftsdidaktische Verpflichtung zum Kontrover-
sitätsprinzip; 
2. in der Aneignung und Anwendung differenzierter 
und alternativer ökonomischer Akteurskonzepte; 
3. in der Öffnung für empirische Erkenntnisse über das 
durchschnittliche Denken und Handeln von real 
existierenden ökonomischen Akteurinnen. 
Wissenschaftsorientierung, d.h. ein breites, differenzier-
tes und vorurteilsfreies Interesse für das, was in ihren 
bevorzugten Bezugsdisziplinen, den Wirtschaftswis-
senschaften, geschieht, ist der Königsweg, auf dem 
Wirtschaftsdidaktikerinnen ihre nicht nur gelegentlichen 
Schwächen in Sachen Offenheit, Pluralismus und Kont-
roversität überwinden können. Dies aber setzt vor allem 
Distanz voraus, eine selbstbewusste Wirtschaftsdidak-
tik, die die Auseinandersetzungen in den Wirtschafts-
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